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Landrätliche Bekanntmachungen.
Nr. 1. Nachdem nunmehr für den Fahrverkehr auf
öffentlichenWegen in ganz Preußen durch Polizeiver-
ordnungen einheitlich vorgeschrieben ist, rechts auszuweichen
und links zu überholen, erachten wir es für geboten, daß
Von den nachgeordneten Behörden auf die strenge Durch-
führung dieser Bestimmungen mit Nachdruckhingewirkt wird.

Gleichzeitig wird dafür Sorge zu tragen sein, daß auch die

sonst für den Fuhrwerksverkehr bestehenden polizeilichen
Vorschriften mit größerer Strenge gehandhabt werden, als

dies bisher geschehen ist.
Wie die Erfahrung lehrt, pflegen namentlich-die Führer

der Pferdefuhrwerkejenen Bestimmungen nur geringe Be-

achtung zu schenken. Bei der Begegnung mit Fuhrwerken
weichen sie nicht immer nach rechts, sondern nach der besser
befestigten Straßenseite aus. Wenn sie von anderen Fahr-
zeugen, insbesondere von Kraftwag.en, überholt werden sollen,
beachten sie die vom Führer des überholendenWagens ge-

«

gebenen Zeichen häufig nicht und machen außerdem nicht
immer links, sondern je nach dem Zustande der Straße auf
der einen oder auf der anderen SeiterMVOrbeifahren
Platz. Sehr oft wird ferner gegen die Vorschriften ver-

»

stoßen,die verbieten, daß die Lenker Von Fuhrwerken während
der Fahrt schlafen oder die Gespanne unbeaufsichtigt auf der

Straße stehen lassen. Endlich werden die Wagen während
der Dunkelheit häufig nicht vorschriftsmäßigbeleuchtet. Ein

großerTeil der Unfälle im öffentlichenFahrverkehr dürfte
lediglich auf eine solche nicht ausreichende Befolgung der

polizeilichen Vorschriften zurückzuführen sein. Dies gilt
namentlich mit Bezug auf den stetig zunehmenden Verkehr
«mit Kraftwagen, der sichs nur dann glatt vollziehen kann,

wenn die bestehendenVorschriften von allen auf den öffent-
lichen Wegen verkehrenden Fuhrwerken genau befolgt werden.

Hierbei machen wir auf Ersuchen des Herrn Kriegs-«

ministers besonders- -darauf-—»aufmerksam«daß die Bedeutung-.
des Kraftfahrzeuges als militärischesVerkehrs- und Nach-

richtenmittel stetig zunimmt,· sodaß die Notwendigkeit besteht,
den höherenFührern in den Manövern mehr als bisher
Gelegenheit zur kriege-mäßigenAusnutzung dieses Verkehrs-
mittels zu geben. Bei den Herbstübungen der Truppen

werden -daher, in Zukunft- irr-wachsendem Umfange Kraft--
wagen zur Verwendung gelangen. Es erscheint geboten, zur

Verhütung von Unfällen «-vor«Beginnder Herbstübungendie

Bevölkerungin geeigneter Form hierauf, sowie auf die Not-

wendigkeit einer strengen Befolgung der bestehenden Fahr-
vorschriften mit dem ausdrücklichenHinzufügen hinzuweisen,
daß gegen alle Verletzungenjener Vorschriften unnachsichtlich
vorgegangen werden müsse.

"

- -

-

"

—

Berlin,«den« 28. Juni 1905.

Der Minister«

,

»Der- Minister des Innern.
der öffentlichenArbeiten. « Jn Vertretung

gez.v. Budde. v. Bischoffshausen.
An sämtlicheherun-Oberpräsidenten.

«
—

i

Marseill-an den 2. September.

"«

1905.
P

Polizei-Verordnung
über

den Verkehr mit Kraftfahrzeugem

Auf Grund der §§ 6, 12 und 15 des Gesetzes über
die Polizei-Verwaltung vom 11. März 1850 sowie der

F§ 137 und 139 des Gesetzes über die Allgemeine Landes-

verwaltung vom 30. Juli 1883 wird mit Zustimmung des

Provinzialrates für den« Umfang der Provinz Westpreußen
Folgendes verordnet:

I»Geltung anderweiter Polizei-Verordnungen;
. § den Verkehr mit Kraftfahrzeugen (Kraft-

wagen und Kraftfahrräder) gelten sinngemäßdie Vorschriften
der den Verkehr von Fuhrwerken oder Fahrrädern auf
öffentlichen Straßen und Plätzen regelnden Polizeiverord-
nungen, sofern nicht die nachfolgenden Vorschriften andere

Anordnung treffen. Werden Kraftfahrzeuge für den öffent-
lichen Fuhrbetrieb verwendet, so finden auf sie auch die Be-

stimmungen über den Betrieb der Droschken zund Omnibusse,
oder die sonstigen dem öffentlichenTransportgewerbe dienen-

«

den Fuhrwerke entsprechendeAnwendung
11.zBeschaffenheitund Ausrüstung der· Kraftfahrzeuge.

§ 2. Die Kraftfahrzeuge müssen betriebssicher einge-
richtet sein. ·Die Erregung übermäßigen Geräusches sowie
die Entwickelung belästigenden Rauchs oder Dampfes und

belästigenderübler Gerüche ist unstatthaft»Vorrichtungen
zum Auspuffen des Dampfes oder der Gase müssen an

einer möglichstwenig sichtbaren Stelle sich befinden.
§ 3. Die Lenkporrichstungenmüssen leicht zu hand-

haben sein und es· ermöglichen,daß Kraftwagen auf Wegen
von 10 m Breite und Kraftfahrräder auf solchen von 3 m

Breite umkehren können. Für Kraftwagen, die zum Trans-

port von Lasten dienen, können von den Landräten, in

Stadtkreisen von den Ortspolizeibehörden, Ausnahmen zu-

gelassen werden.

§ 4. Jeder Kraftwagen ist mit zwei von einander

unabhängig zu handhabenden, schnell und sicher wirkenden

Bremsvorrichtungen zu versehen, von denen jede für sichim

Stande ist, den Wagen auf ebenem, trockenem Pflaster, ins-

besondere auch auf Asphaltpflaster, bei einer Geschwindigkeit
von Is5. -km·"in« der Stunde san mindestens 8 sm Länge zum

Stehen zu bringen. Für Kraftfahrräder genügt eine den

vorstehenden Bestimmungen entsprechende Bremsvorrichtung.
§ 5. Jedes Kraftfahrzeug muß zur Abgabe von

Warnungszeichen mit einerHuppe ausgestattet sein. Die

mit derselben zu gehenden Warnungszeichen müssen deutlich
wahrnehmbar sein, ohne durch überlautes oder grelles Ge-

räusch das Publikum zu belästigen.
»

»
Ausnahmen von der Ausstattung mit Huppen können

für Kraftfahrzeuge, welche bestimmten öffentlichenZwecken
dienen «(z.B. für Kraftwagen der Feuerwehr), von den

Landräten, in Stadtkreisen von den Ortspolizeibehörden, zu-

gelassen oder vorgeschrieben werden.
"



§ 6. Die Lenk-, Brems- und ISignalvorrichtungensind
so anzubringen, daß sie der Führer, ohne fein Augenmerk
von der Fahrtrichtung abzulenken, leicht Und auch im Dunkeln

ohne Gefahr der Berwechselung handhaben kann.

§ 7. Jeder Kraftwagen ist mit mindestens zwei hell-
leuchtenden, an den Seiten anzubringenden Laternen aus-

zurüsten, deren Licht nach vorn fallen muß, und deren Gläser
nicht farbig sein dürfen. Sie müssen es ermöglichen,daß
die Fahrhahn auf mindestens 20 m vor dem Wagen durch
den Führer übersehenwerden kann.«

Bei Kraftfahrrädern genügt eine solche Laterne.

§ 8.

versehen fein, welches den Namen oder die Firma des

Fabrikanten, die Anzahl der Pferdekräfte der Maschine und

das Eigengewichtdes Wagens angibt. «

Il l. Polizeiliche Lontrollvorschriftem
§9. Jedes Kraftfahrzeug,mit welchem öffentliche

· Wege befahren werden, muß mit einem polizeilichen Kenn-

zeichen versehen sein, welches aus einer Bezeichnung der

Provinz ·- bezw." des Landespolizeibezirks Berlin —, in
«

welcher das Fahrzeug polizeilich registriert ist, und einer

Erkennungsnummer besteht.
«

§ 10. Der Antrag auf
nummer ist an den Landrat, und wenn der Eigentümerdes

Kraftfahrzeuges sin einer Stadt mit mehr alss-10000 Ein-

wohnern wohnt, an die Ortspolizeibehördeseines Wohnorts
zu richten.« Dem Antrage ist stattzugeben, wenn durcheinen
behördlichanerkannten Sachverständigenfestgelltist,Tdaß das

Kraftfahrzeug den vorgeschriebenen Bestinnnungengenügt-«
Bei Fahrzeugen mit Dampfbetrieb ist von dem Nach-

«suchendenaußerdem der Nachweis »zu«führen, daß diefür
den Betrieb vdn Dampfkesseln bestehenden besonderen Vor-

schriften befolgt sind.
"

-

. xDer Name,«der «Wohnort sundsperforderlichen Falles die
»

vWohnung des Eigentümers und des Fabrikanten sind be-

hufs Eintragung in eine polizeilichesListe bei der Stellung
des Antrages auf Erteilung einer Erkennungsnummeran-

zugeben. .

«
«

«

»

« «

« Ueber die Zuteilung der Erkennungsnummer wird eine

Bescheinigungausgeftellt,»«

J
»

sz
«

§ «11. « Auf Antrag einer Firnisa deren Sitz sich im

Eebietder««.("Hültig«k»eitsvdieser Verardnungtbefindehkann der.

zuständigeRegierungs-Präsidentirach";erjolgterPrüfung eine
"

Bescheinigungdarüber erteilen, daß eine dem vorgeführten

«(Type)..denBesimmungen§§ 2 bis 7 genügt;
»

§ 12. Bei der Veräußerung eines Kraftfahrzeuges,

Fahrzeug entsprechendefabrikmäßiggefertigteWagengattüng

welches einer nach § 11 zugelassenen Wagengattung ange-.
hört, kann die Firma dem Abnehmer eine mit laufender

Nummer verseheneAusfertigungder Bescheinigungmit der
Wirkung verabfolgem daßsich auf Borweisungiderselben für

kdie im. §;««10Igenannten Behördeneine««bes’ondere»Prüfung,

erübrigjtzdbdas Fuhrwerk den-Vorschriften derj§§ Zbis"«7s «

«» » » «
·

»
«

«

-

«

·

« I
"·

,-des «-FührerszurKenntnisnahmezvorzulegen und »«,von".dieser
zmitz . einem-«entsprechenden-Vermerkpzuzversehen« Jm Aus-

entspricht.. .

« »»««D«iese«««Bes«timmunggilt für alle voneiner deutschen-«
Central-»od.-.LandespolizeibehördeausgestelltenBescheinigungen
über die dorschriftsmäßigeBeschaffenheiteiner Wagengsattung
-» §1.3.»1-;,Dasi’Kennzeichen(§.,L,))ist äusssderfRiicksseite

des Fahrzeuges ««nachaußen hin an· leicht fichtharer’""«S«tell«e,:-

sowie in deutlich lesbarer Schrift anzubringenüanwährend
derDunkelheit zu beleuchten."-,

sp---« . f .
««

BekanntmachungnähereB.ef«timmung«"..zu erlassen s ·"
§--14.

»

Für vorübåxgekjendin der«szoviiizWestpxeußtn
·

verwendete Kraftfahrzeuge, deren ·7Eigenstü«mer"an««eineinxOrte

Jedes Kraftfahrzeug muß mit einem Schilde«
: hält es« bei dieser sein «Bewenden.

««8uteilungeinerErkennungs-"

«

Bezeichnungen versehen ist.

—

» Es ·,b6sl"«eibt«.«v"orbehalten,die Vor-«
schriften in« den §§ 9 und 13 im«Weges""derJöffentlichen«
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seinen Wohnsitz hat, wo die vorstehende Bezeichnung der-

selben nicht vorgeschrieben ist, gelten die Bestimmungen des

§ 9 nicht, sofern der Führer durch die Bescheinigung einer

zuständigenBehörde nachweisen kann, daß das Fahrzeug
den an dem betreffenden Orte gültigen polizeilichen Vor-

schriften entspricht. .

·. Jm Auslande ausgefertigte Bescheinigungen dieser Art

müssen mit dem Anerkennungsvermerk einer deutschen Be

hörde versehen fein. «

.

«

«

-

§ 15. Sofern für Fuhrwerke, die dem öffentlichen
Personentransport dienen (Omnibus, Torwagen, Droschkem
eine anders geregelteKennzeichnung vorgeschrieben ist, - be-

§ 16. Die für den Wohnort des Eigentümers oder
des Besitzers eines Kraftfahrzeuges zuständige Behörde
(Landrat, Ortspolizeibehörde)hat, sofern es nach ihrem pflicht-
mäßigen Ermessen erforderlich ist, jederzeitdas Recht,"die
Prüfung eines Kraftfahrzeuges auf seine Betriebssicherheit
vorzunehmen und zu diefeMZwecke die Vorführung des

Fahrzeuges zu verlangen.
·

«

(

§ 1«7. Kraftfahrzeuge,welche den« Bestimmungen diefer
Verordnung nicht oder nicht mehr genügen,können, abge-
sehen von der etwaigen Bestrafung des Berantwortlichen,
zeitweilig oder dauernd von der Benutzung öffentlicher
Straßen ausgeschlossenwerden.

"
"

"

-

Das-selbegilt von Kraftfahrzeugem hinsichtlich deren

einerAufforderung zur Vorführung im Sinne des· § 16

nicht Folge geleistetwird.
«

»

«

«
«

-

XV. Pflichten des Eigentümers .

,

’ "

§ 1.8. Die Eigentümer, Besitzer Und Führer find da-

für verantwortlich, »daß fich das Fahrzeug in vorschrifts-
mäßigem Zustande befindet, daß namentlich die Bremfen
ficherzund kräftigwirken und daß es mit den vorgeschriebenen

«

Sie sind ferner dafür verant-

wortlich, daß das Fahrzeug nicht von einerungeeigneten
soder unzuverlässigen Person geführtwirdz «

«
· J

«

Steht »das Kraftfahrzeug im« Eigentum oder Besitze
einer juristischen Person, so haben deren geordneteBetreter
die Verantwortung «

.

,

.

«

«

»

« § 19.-· Auf Verlangen einer Ortspolizeibehördehat
der Eigentümer über diejenigen Personen, welche sein«-Ge-
fährt in Benutzung « genommen haben, Auskunft zu- geben.
§ 20. Der Eigentümereines mit» einer Erken«nungs-

nummer versehenen«Kraftwagenshat, fobald er deanagen
veräußert oder - seinen «Wo«hn»or«tverändert, der ««B«ehö"r"de,
welche die Nummer erteilt hat,—Anzeigeszu erstatten.
.v.- Eigenschaften und Obliegenheiten des »Ihr-is-(Lenkets).

»
z§ .21. Das Führen von Kraftfahrzeugenist nursolchen

Personen gestattet, die mit«den mgschinellenEinrichtungen
und derenHandhabung »Ja-Illig«vertrautsind und z..sich·«hier-
über- durchzzspeinazvoneiner Behörde,einer Hbehördlichbeauf-
sichtigtenFahrschule oder- .«ei"n«em«behördlichanerkannten
Sachverständigenaus«-gestellteBescheinigungausweifen««können.

s DieBescheinigungzistjder Polizeibehördedes Wohnorts

;lande-- aus-gefertigte .;.3eugn,i.fse.ssgelteninur Davnijreeimsxiie
mit dem-;Anerkennungspermerkieiner deutschenBehördeZuer-

-- J
.§-s-22«-Pest-knien-welchedie den FührernObliegenden

Verpflichtungen-G 25 ff.) verletztund sichheizderFührung
von Kraftfahrzeugen als unzuverlässiggezeigthaben,"kann
dasFühren von Kraftfuhrwerkenfür bestimmtesseit und

in« Fällen«g«roßer««Pflichtverletzung auch dauerndvon der

Polizeibehörde.«ihres ·.Wohnorte’s"«ut"t«t««e«rsägt«werden: Die

denselben ·«ausg·est-"ellte""Bescheinigungs(§«i21) istT Polizei-
behördean sich zu nehmen-befugt,

-



§ 23. Personen Unter 18 Jahrenist das Führen von

Kraftfahrzeugen nicht gestattet. »
-.

·

«

· § 24. Dienen Kraftwageni oder Fahrräder als öffent-
liche Transportmittel, so kommen für ihre Führerauch noch
die Vorschriften der das betreffende »Transportgewerbe
regelnden Polizeiverordnungen zur Anwendung.

«

«

§ 25. Der Führer hat dieBescheinigung im Sinne

des § 10 und das Zeugnis im Sinne des § 21 während
der Fahrt stets bei sichszu führen und auf Verlangen den«
Aufsichtsbeamten vorzulegen.

«

§"26. Der Führer ist«verpflichtet, sich vor der Fahrt
davon zu überzeugen, daß alle maschinellen Einrichtungen,
insbesondere die Lenk- und Bremsvorrichtungen, in ordnungs-
mäßigem Zustand-e sind und gut wirken.

§ 27. Von Kraftfahrzeugendürfen nur die auch für
andere Fuhrwerke bestimmten Straßen und Wege benutzt
werden.

,

.

»

«

Die Sperrung einzelner Straßen und Wege oder

Straßenteile ,2c. für-Kraftfahrzeugekann durch die zuständige
Polizeibehördeangeordnet werden. J

Auf Fußwegen, die für Fahrräder freigegeben sind,
ist der Verkehr .. mit Kraftfahrrädern nur mit besonderer
polizeilicherGenehmigung zulässig;-

·

§,28. Die Geschwindigkeit der Fahrt darf bei Dunkel-«

heitund innerhalb »derOrtschaften das Zeitmaß eines im

Trabe befindlichen Pferdes (ea. «10.km in·""der Stunde) nicht
überschreiten;Außerhalb der Ortschaften darf sie, wenn

gerade und übersichtlicheWege befahren werden,sangemess«en
erhöht werden.

«

»

-

§ 29. JAn denjenigen Stellen, wo ein lebhafter Ver-

zkehr »von. Wagen, »Re.i·tern,»Radfahrern oder Fußgängern
stattfindet, zsowie aus Strecken, die derart schlüpfrig sind,
daß die Wirksamkeit der Bremse in Frage gestellt ist, darf
höchstensmit der Geschwindigkeiteines kurztrabendeninerdes
gefahren werden.

Bei Passieren von engen Brücken,Toren und Straßen»
beim Einbiegen aus einer Straße in die andere, auf ab-

schüssigkenWegen,««beisscharfen Straßenkrümmungen,beider

Ausfahrti aus «Grundstücken,die an öffentlichen Straßen;
liegen und«1b«ei der Einfahrt«xinssolche.Grundstücke,sowie an

allen unübersichtlichenStellen muß so langsam gefahren
werden, daß der Kraftwagen nötigenfalls sofort zum Halten
gebracht werden kann. -

»

»

»

.

.

§ 30. Während der Dunkelheit und bei starkem Nebel

müssen die Laternen brennen.

§31. Der Führer hat entgegenkommende, zu über-

holende, in der Fahrtrichtung stehende oder die Fahrtrichtung
kreuzende Menschen«insbesondere auch die Führer von Fuhr-
werken, Reiter, Radfahrer, Treiber von Vieh ic. durch deutlich
hörbare Warnungszeichen (§ 5) rechtzeitig auf das Nahen
des Kraftwagens aufmerksam zu machen. Er hat ferner
langsam zu fahren und zu halten, sofern dies zur Ver-

meidung von Unfällen erforderlich ist.
Jn gleicher Weise ist das Warnungszeichen zu geben

vor Straßenkreuzungen,sowie in den im §29 Absatz 2

angeführten Fällen.
«

Mit dem Zeichengeben ist sofort aufzuhören, wenn

Pferde oder andere Tiere dadurch unruhig oder scheuwerden.

Zweckloses oder belästigendesZeichengeben ist zu unterlassen.
§32. Merkt der Führer, daß ein Pferd oder ein

anderes Tier vor dem Kraftwagen scheut, oder daß durch
das Vorbeifahren mit dem Kraftwagen Menschen oder Tiere
in Gefahr gebracht werden, so hat er langsam zu fahren
und erforderlichen Falls anzuhalten. Das Auspuffen des

Dampfes bei Kraftfahrzeugen mit Dampfbetrieb hat zu

unterbleiben, insoweit dadurch das Scheuen von Tieren oder
eine sonstige Störung verursacht werden kann.

139 —-

§ 33. Auf den Haltruf eines polizeilichen EXekutiv-

beamten hat der Führer des Kraftfahrzeuges sofort an-
zuhalten.

"
"

§ 34. Verläßt der Führer das Kraftfahrzeug, so hat
er die Maschine abzustellen oder das Triebwerk auszu-
schalten und die Bremse anzuziehen, auch Vorsorge zu
treffen, daß sein Fahrzeug nicht durch Unbefugte in Be-

wegung gesetzt werden kann.

§ 35. Wettfahren mit Kraftfahrzeugenauf öffentlichen
Wegen; Straßen und Plätzen,sowie das Veranstalten solcher
Wettfahrten sind verboten-- X

«

—

«

Ausnahmen bleiben der Entscheidung der Ressort-
«

minister vorbehalten.
.

.

«

VI." Anhängewagen.
v

§ 36, Das Mitführen von· Anhängewagenist im all-

gemeinen unstatthaft und nur ausnahmsweise auf Grund
besonderer Erlaubnis des Landrates, in Stadtkreisen der

Ortspolizeibehörde,zulässig. ,

«

Auf den Transport schadhaft gewordener Fahrzeuge
findet diese Bestimmung keine Anwendung.

Dies Verbot gilt ferner nicht für einen mit einem

Kraftfahrrad verbundenen Anhängewagen. »

Kraftfahrrad und Anhänger werden in diesem Falle
als ein einheitlicher Kraftwagen angesehen, dergestalt, daß
die für ,.Kraftfahrrä·der erlassenen Sonderbestimmungen
(z. B. §§ 3, "7 dieser Verordnung) keineAnwendung finden.
vIL Strafbestimmungen und Zeitpunkt des Jnkrafttretens.
l§ 37. Zuwiderhandlungen gegen die vorstehenden Ve-

stimmungen und gegen die darin vorgesehenen Anordnungen
der Orts-, Kreis- und Landespolizeibehördenwerden in

Gemäßheitdess 366 Nr. ·,10 Straf-Gesetz-B»uchsmit Geld-

strafe bis. zu 60 J- oder Haft bis zu 14 Tagen bestraft.
§ 38. Diese Verordnung tritt am 1.· Juni 1902

in Kraft. ,

, ·

,

Danzig, den 9. März 1902.
««

« «
·

Der Ober-Präsident
"

Staatsminister von Go«ßler.

NachtragskPolizeiveroxdnung überden«Verkehr mit »s.

T ---.Kwstfehrzngevs. ..j .

Auf Grund der §§ 6, 12 und 15 des Gesetzesüber
die Polizei-Verwaltung vsom 11. März 1850, sowie der §§
»137 und 139 des Gesetzes über die allgemeine Landes-

verwaltung vom 30. Juli 1883 wird mit Zustimmung des

Provinzialrats für den Umfang der Provinz Westpreußen
folgendes verordnet:

An Stelle der §§ 22 und 28 der Polizeiverordnung
vom . 9. März 1902 über den Verkehr mit Kraftfahrzeugen
treten folgende neue Bestimmungen:

f

§ 22. Personen, welche die den Führern obliegenden
Verpflichtungen (§§ 25 ff.) verletzt und sichbei der Führung
von Kraftfahrzeugen als unzuverlässig gezeigt haben, kann
das Führen von Kraftfahrzeugen für bestimmte Zeit von

der Polizeibehörde ihres Wohnortes untersagt werden. Die

denselben ausgestellte Bescheinigung (§ 21) ist die Polizei-
behörde an sich zu nehmen befugt.
§ 28. Die Geschwindigkeit der Fahrt darf bei Dunkel-

heit und innerhalb der Ortschaften das Zeitmaß eines in

gestrecktem Trabe befindlichen Pferdes (ca. 15 km in der

Stunde) nicht überschreiten. Außerhalb der Ortschaften darf
sie, wenn gerade und übersichtlicheWege befahren werden,
angemessen erhöht werden.

Danzig, den 3. April 1903.
Der Ober-Präsident

Delbrück.

» Marienburg, den 25. August 1905.

Vorstehenden Erlaß des Herrn Ministers der öffent-



lichen Arbeiten vom 28. Juni d. Js., sowie die Verordnungen
des Herrn Oberpräsidenten über den Verkehr mit Kraftfahr-
zeugen vom 9. März 1902 und 3. April 1903 teile ich
den Ortspolizeibehörden des Kreises zur Kenntnisnahme
und genauesten Beachtung mit, den Polizei-Exekutivbeamten
und Gendarmen mache ich zur besonderen Pflicht, jede»
Uebertretung der Vorschriftenunnachsichtlichzur Anzeige zu

bringen.

Nr. 2. Wie polizeilich festgestellt worden ist, ver-

suchen noch immer in Spanien befindliche Schwindler Ver-

bindungen mit deutschen Staatsangehörigen anzukniipfen;
um diese mittels Vorspiegelung derAussicht auf den leichten
Erwerb bedeutender Summen zur Hergabe von großen Be-

trägen zu verleiten und sie so zu betrügen. -

Es kann nur dringend davor gewarnt werden, auf der-

artige Anerbieten einzugehen. Ein solches hat eine angeblich
im Untersuchungsgefängnis zu Madrid wegen Bankerotts

befindliche sich mit A. v. R. bezeichnendePersönlichkeitkürz-
lich an einen Bezirkseingesessenengerichtet. Jn dem Schreiben,
das, um den Inhalt glaubhaft erscheinen zu lassen, mit dem

"

Amtsstempel Prision Celuar seoretaria versehen ist, wird

der Empfänger aufgefordert, zur Erlangung eines Koffers
des Absenders behilflich zu sein, der auf einem französischen
Bahnhofe lagere und 800 000 Franken enthalte. Als Lohn
wird dem Empfänger ein Drittel der Summe versprochen.
Der Empfänger wird zunächst aufgefordert, seine Bereit-

willigkeit, sich an dem Unternehmen zu beteiligen, durch ein

im Wortlaut beiliegendes Telegramm an eine Deckadresse
zu bekunden. »

Es empfiehlt sich dringend, auf derartige Angebote
nicht einzugehen, sondern sie unverzüglichzur Kenntnis der

Ortspolizei-Behörde zu bringen, damit tunlichst diese inter-

nationalen Schwindler unschädlichgemacht werden.
.

Danzig, den 12. August 1905.
·

»
,

"

"

«

Der Regierungs-Präsident
-

I

Marienburg, den 29. August 1905.

Indem ich vorstehende Bekanntmachung zur öffentlichen
Kenntnis bringe, ersuche ich die Ortspolizeibehörden,bei

ihnen . eingehende Anzeigen ohne Verng dem Herrn Re-

gierungs-Präsidentendurch meine Hand einzureichen.
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Nr. 3. . « Marienburg, den 30. August 1905.

Der Gutsbesitzer und Amtsvorsteher Otto Tornier in

Fischau ist von der Königlichen Regierung in Danzig an

Stelle des bisherigen Amtsvorstehers Alfred Stattmiller in

Kykoit zum Vorsitzenden der Einkommensteuer - Verein-

schätzungssKommissiondes 23. Bezirks ernannt worden.

Der Vorsihende
·

der -Einkommensteuer-Veranlagungs-Kommisson.

Nr. 4. Marienburg, den 29. August 1905.

Diejenigen Herren Amtsvorsteher des Kreises, welche
meiner Kreisblattverfügung vom 14. d. Mts., betreffend
Einreichung des Berzeichnisses der Wogen-, Materialwaren-

handlungen te» noch nicht entsprochenhaben, werden ersucht,
derselben nunmehr schleunigst zu genügen.

Nr. 5. Marienburg, den 26. August 1905.

Es sind gewählt und bestätigt:
a. zum Schöffem I

der Gutsbesitzer Julius Thiel in Jonasdorf,
b. zum stellvertretenden Schöffen:

der Hofbesitzer Johann Eornelsen in Thiensdorf.

Bekanntmachungen anderer Behörden.
Nr. 1. Nachdem die Rotlaufseuche beiden Schweinen
des Gutsbesitzers H. Harder und Käsereipächter Bieri in

Warnau erloschen und die vorgeschriebeneStalldesinfektion
ordnungsmäßig ausgeführt ist, wird die Sperre hiermit
aufgehoben.

Warnau, den 29." August 1905.

Nr. 2. Nachdem die Schweineseuche unter den

Schweinen des Arbeiters
«

Ewert in Dammfeldeersloschen
und die Stalldesinfektion ausgeführt, werden die ange-

Der Amtsvorsteher.

,

ordneten Sperrmaßregelnaufgehoben
Amt Schönau,«den 3·0.· August-1905.

-

»-
- .

—-

. Der Amtsvorsteher.
X

Nr. 3". Unter den Schweinen des Besitzers Joh.
Kädtler in Pr. Rosengart ist Notlausseucheamtlich festge-
stellt. Schutz- und Sperrmaßregeln sind- angeordnet.
·

Amt Stalle, den 27. August 1905. Der Amtsvorsteher

Druck von O. Halb, Marienburg

I


